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Porto 2 Thlr. 11½ Sgr. 
fünfthelligen geile in Pelitſchri 


Nr. 262. Mittag ⸗ Ausgabe. 
Telegraphiſche Nachricht. 


Konſtantinopel, 6. Juni. Der kaiſerliche Internuntius wurde vom 
Sultan in einer Privataudienz empfangen. Die neuen Geſandten Spaniens 
und Hollands, Don Sancho und Graf Bylandt, machten ihre Beſuche bei 
der Pforte. Die von italieniſchen Blättern gebrachte Nachricht wegen aufge⸗ 
fundener Waffenvorräthe in Valona wird von dort aus als unwahr bezeich⸗ 
net. Die nichtmuſelmaniſchen Religions⸗Vorſtände, Biſchöfe und Gemeinde⸗ 
häupter wurden an den jüßen Wäſſern vom Sultan bewirthet. 


t 1½ Sgr. 


Preußen. 

Berlin, 8. Juni. (Amtliches.] Se. Maj. der König haben 
allergnädigſt geruht: Dem Rittergutsbeſitzer Grafen Ulrich Karl 
Auguſt Wilhelm Hermann Axel v. Behr⸗Negendank hierſelbſt die 
Kammerherrnwürde zu verleihen; den Kreisgerichts-Rath Bueck in 
Greifenhagen zum Director des Kreisgerichts daſelbſt; ſowie die Kreis⸗ 
richter Scholle in Sonnenburg, Geisler in Drebkau, Paſchke in 
Triebel, Steger in Kirchhain, Schubke in Fürſtenberg, Hirſekorn 
in Reppen, Hille in Bernſtein und Köhler in Kottbus zu Kreis⸗ 
gerichts⸗Räthen zu ernennen, den Rechts⸗Anwalten und Notaren Ru h⸗ 
necke in Landsberg a. W., Poble in Guben und Klinkmüller 
in Schwiebus den Charakter als Juſtiz Rath, dem Kreisgerichts⸗Seere⸗ 
tär und Kanzlei⸗Director Becker in Züllichau den Charakter als 
Kanzlei⸗Rath, ſowie dem Kreisgerichts⸗Depoſitalkaſſen⸗Rendanten Beä⸗ 
nitz in Landsberg a. W. und dem Kreisgerichts⸗Salarien⸗ u. Depoſi⸗ 
talkaſſen⸗Kendanten Genz in Guben den Charakter als Rechnungs⸗ 
Rath zu verleihen; und den Landrathsamts⸗Verweſer Reg.⸗Aſſeſſor 
Benno v. Niebelſchütz zum Landrath des Kreiſes Freiſtadt, im Re⸗ 
gierungsbezirke Liegnitz, zu ernennen. 

Der bisherige Controleur, Rechnungs⸗Rath Marquardt, iſt zum Ren⸗ 
danten und der bisherige Kalkulatur⸗Aſſiſtent Schulz zum Controleur und 
Buchhalter der Juſtiz Offizianten⸗Wittwenkaſſe ernannt worden. (St.⸗A.) 

[Das telegr. gemeldete Verbot, betreffend gewiſſe Be⸗ 
ſchlüſſe der Stadtverordneten-Berfammlungen] lautet wört: 
lich wie folgt: „Einige Stadtverordneten-Verſammluugen haben et 
neuerdings unternommen, über Angelegenheiten der Staatsverfaſſung, 
des Landtages der Monarchie und der allgemeinen Politik, insbeſondere 
auch über den Erlaß der allerhöchſten Verordnung vom 1. Juni d. J. 
in Berathung zu treten, und bei dieſer Gelegenheit über die Abfaſſung 
von Adreſſen, Entſendung von Deputationen und andere Kundgebun⸗ 
gen Beſchlüſſe zu faſſen. 

Weder gehören dergleichen Gegenſtände zum Gebiete der Gemeinde: 
Angelegenheiten, über welche die Stadtverordneten-Verſammlungen nach 
den Vorſchriften der Städte⸗Ordnungen zu beſchließen berufen ſind, 
noch ſind ihnen dieſelben durch beſondere Geſetze oder Aufträge der 
Aufſichtsbehörden zur Berathung überwieſen. (§ 35 der Städte⸗Ord⸗ 
nung für die ſechs öſtlichen Provinzeu vom 30. Mai 1853; $ 35 der 
Städte⸗Ordnung für die Provinz Weſtfalen vom 19. März 1856, 
§ 34 der Städte⸗Ordnung für die Rheinprovinz vom 19. Mai 1856.) 

Berathungen und Beſchlußnahmen der Stadtoerordneten⸗Verſamm⸗ 
lungen, welche die bezeichneten Angelegenbeiten zum Gegenſtande ha⸗ 
ben, dürfen daher als geſetzwidrig nicht geduldet und wo ſie bereits 
unternommen worden ſind, dürfen die gefaßten Beſchlüſſe nicht zur 
weiteren Ausführung gebracht werden. f 

Ich erwarte von den Communal⸗Aufſichtsbehoͤrden, daß ſie der⸗ 
gleichen geſetzwidrigen Beſtrebungen mit aller Entſchiedenheit und mit 


den ihre Unterdrückung ſicherſtellenden durchgreifenden Maßnahmen ent⸗ 


gegentreten werden. 

Insbeſondere verweiſe ich auf eine entſprechende Anwendung der 
nach § 48 Nr. 2 der Verordnung vom 26. Dezember 1808 (Anhang 
zur Regierungs⸗Inſtruction vom 23. Oktober 1817) den Regierungen 
zuſtehenden Executivmittel gegen die Stadtverordneten⸗Vorſteher und 
deren Stellvertreter, um in der angedeuteten Richtung eine unbefugte 
Thätigkeit der Stadtverordneten⸗Verſammlungen nicht zuzulaſſen, und 
ich erwarte eine kräftige Handhabung der den Communal⸗Aufſichts⸗Be⸗ 
hoͤrden zuſtehenden Disciplinargewalt gegen die Magiſträte, namentlich 
gegen die Bürgermeiſter und deren Stellvertreter, inſoweit deren Mit⸗ 
wirkung in Frage kommt. 6 f 

Iſt von einer. Stadtverordneten⸗Verſammlung bereits ein Beſchluß 
gefaßt, welcher deren Befugniſſe überſchreitet, ſo hat die Aufſichtsbehörde 
den Vorſtand der Stadt zur Beanſtandung der Ausführung, gemäß 
§ 77 der Städte⸗Ordnung für die ſechs öͤſtlichen Provinzen vom 
30, Mai 1853, § 78 der Städte⸗Ordnung für Weſtfalen vom 
19. März 1856, § 83 der Städte⸗Ordnung für die Rheinprovinz 
vom 15. Mai 1856, fofort zu veranlaffen und demnächſt das Weitere 
zu verfügen. 

Ich nehme die volle Verantwortlichkeit der Commu nal-⸗Aufſichts⸗ 
Behörden für eine aufmerkſame und ſtrenge Handhabung der beſtehen⸗ 
den Vorſchriften in Anſpruch, damit die Thätigkeit der ſtädtiſchen Ver⸗ 
tretungen in den geſetzlichen Schranken erhalten werde.“ 

Berlin, den 6. Juni 1863. 

Der Miniſter des Innern. Graf zu Eulenburg. 

An ſämmtliche königliche Regierungen. 


Die Verordnung vom 26. Dezember 1808, auf welche ſich das 
Miniſterium des Innern in der vorſtehenden Bekanntmachung bezieht, 
führt die Ueberſchrift: „Verordnung wegen verbeſſerter Einrichtung der 
Provinzial⸗, Polizei: und Finanzbehörden.” Der angezogene $ 48 ſpricht 
von „Modalitäten bei Ausübung der exekutiven Gewalt der Regierun⸗ 
gen“ und lautet wortlich wie folgt: 


Bei Ausübung der den Regierungen verliehenen exekutiven Gewalt 
müſſen die Regierungen zwar die in den Geſetzen vorgeſchriebenen Grade 
beobachten; inzwiſchen find dieſelben befugt: s ? 

I) in Fällen, wo die verlangte Berpflichtung auch durch einen Drit · 
ten geleiſtet werden kann, ſolches, nach fruchtlos gebliebener en 
rung des Verpflichteten, für deſſen Rechnung bewirken, jo wie ferner 
bei Lieferungen, wo es nicht gerade auf einzelne im Beſitz des Ver⸗ 
pflichteten ſich befindende Stücke ankommt, die zu liefernden en 
für deſſen Rechnung ankaufen, und in beiden Fällen den Koſtenbetrag 
von ihm exekutiviſch beitreiben zu laſſen. 

2) Strafbefehle können Die Regierungen im Wege des executiviſchen 
Verfahrens bis zur Summe von 100 Thlr. oder vierwöchentlichem Ge⸗ 
fängniß erlaſſen und vollſtrecken. 

3) Militäriſche Execution findet nur bei hartnädigem Ungehorſam 
oder wirklicher Widerſetzlichkeit, nach fruchtlos gebliebener Civilexecution 
und vorheriger Androhung ſtatt. Auch müſſen die Regierungen vorher 
die 77 ung der höheren Behörde nachſuchen oder derſelben wenig⸗ 
ens gie zeitig Anzeige machen, wenn bei der Sache Gefahr im Ver⸗ 
uge iſt. 0 
a 4 Kommt es bei der Exekution auf den Verkauf eines Grundſtückes an, 
fo wird felbiger zwar von dem ordentlichen Gericht, unter welchem daſ 
felbe belegen iſt, im Wege der nothwendigen Subhaſtation bewirkt. Die 


Inſertions ei für den Raum einer 


Bierundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Subhaſtation kann aber von den Gerichten nicht verweigert werden, 

ſobald die Verbindlichkeit des Schuldners außer Zweifel iſt. 

5) Der Verkauf abgepfändeter Effekten geſchieht jedesmal mit Zuziehung 
eines Juſtizbedienten. Es verſteht ſich übrigens von ſelbſt, daß die Re⸗ 
gierungen die Befugniß haben, zur Sicherſtellung des zu erſtattenden 
Koſtenbetrages oder der Geldſtrafen die nöͤthigen Vorkehrungen zu treffen. 
Babelsberg, 6. Juni. [Se. Maj. der König) nahmen 

heute auf Schloß Babelsberg die Vorträge des General-Lieutenants 
und General-Adjutanten Freiherrn o. Manteuffel und des Wirklichen 
Geheimen Raths Geh. Cabinets-Raths Illaire entgegen. 

Pl. Berlin, 8. Juni. [Der König. — Die ſtädtiſche De⸗ 
putation. — Der Kronprinz. — Die Abonnenten der libe⸗ 
ralen Zeitungen.] Der Koͤnig war dieſen Morgen zu einer Grund⸗ 
ſteinlegung für den erweiterten Bau des Friedrichs-Gymnaſſums in 
Berlin und empfing bei ſeiner Rückkehr nach Potsdam im Bahnhofs⸗ 
Wartezimmer eine Deputation von — zwei Perſonen, deren Zweck 
Niemand kennt. Inzwiſchen war in der Stadt das Gerücht verbreitet, 
die ſtädtiſchen Behörden hätten Vortritt erlangt und erhalten. Dem 
iſt jedoch nicht ſo; vielmehr bieten ſich in dieſer Beziehung keine 
freundlichen Ausſichten. Dem Oberbürgermeiſter Seydel iſt die 
Weiſung zugegangen, den Beſchluß der Stadtverordneten zu inhi⸗ 
biren und als er der Regierung zu Potsdam den Beſcheid ertheilte, 
daß der Magiſtrat dem Beſchluß der Stadtverordneten auf Ab: 
ſendung einer Adreſſe an den König durch eine Deputation bei⸗ 
getreten ſei, iſt dem Oberbürgermeiſter mit Amtsſuspenſion auf 
dem Disciplinarwege gedroht werden. Das Weitere bleibt abzuwar⸗ 
ten. Heute erzählte man in der Stadt, der Kronprinz werde auf 
hohere Weiſung ſich für längere Zeit nach England begeben. Dieſe 
Angabe iſt ungegründet, dagegen beſtätigt es ſich, daß die ganze 
kronprinzliche Familie auf Putbus einen längeren Aufenthalt nehmen 
will, als anfänglich in der Abſicht lag. — Den hieſigen liberalen Zei⸗ 
tungen gehen vielfache Aufmunterungen zu. Mehrfach ſind Zuſiche⸗ 
rungen, ja ſelbſt Geldſendungen auf und reſp. zu mehrjährigem 
Abonnement, auch wenn keine Leitartikel erſcheinen, zugegan⸗ 
gen. Dagegen iſt von den Beſitzern hieſiger Öffentlicher Lokale maſſen⸗ 
haft der Beſchluß gefaßt worden, die ſämmtlichen feudalen 
Blätter, die „Kreuzzeitung“ an der Spitze, abſchaffen 
zu wollen. 

[Was die „Kreuzzeitung“ erwartet und gewünſcht 
hat.] Sie ſchreibt: „Nach der landläufigen Schablone des Libera⸗ 
lismus hätte nach den dramatiſchen Scenen in unferem Unterhauſe, kurz 
vor und bis zur endlichen Schließung deſſelben, eine Emeute folgen 
müſſen! „Aufgeregte Gruppen bilden ſich vor dem Gebäude des Ab⸗ 
geordneten⸗Hauſes!“ — „gegen Abend durchziehen drohende Haufen 
die Straßen“ — „man hört von Katzen-Muſiken, die den Miniſtern 
vor ihren Hotels gebracht werden ſollen“ — „auf morgen iſt ein Monſtre⸗ 
Banquet bei Krolls für alle geſinnungstüchtigen Abgeordn. im Werke“ 
— „man ſieht mit Beſorgniß ernſten Ruheſtörungen entgegen“ ıc. 
Das wären ſo die Themata, welche eigentlich, je nach ihrem Stand⸗ 
punkte, die Zeitungen hätten variiren müſſen, von dem Augenblicke an, 
wo Herr v. Bockum⸗Dolffs ſeinen Hut aufſetzte, um nicht wegzugehen, 
bis dahin, wo Graf Eulenburg den ſeinigen aufſetzte, um den Saal 
des Abgeordnetenhauſes, nach verkündeter Schließung des Landtages zu 
verlaſſen. Von alledem iſt bekanntlich Nichts geſchehen — zur beſon⸗ 
deren Verwunderung und Verlegenheit gewiſſer Correſpondenten für 
auswärtige Blätter.“ (Richtig; vor Allem aber zum großen Aerger 
der „Kreuzzeitung“ und ihrer Partei. Was hätte ſich aus einem klei⸗ 
nen Skandälchen nicht Alles für politiſches Kapital machen laſſen!) 

[Der Staatsminiſter Graf v. Itzenplitz] wird ſich, dem 
Vernehmen nach, Mitte dieſes Monats zur Kur nach Karlsbad be⸗ 
geben. 

[Die Deputation der ſtädtiſchen Behörden] an Se. Ma⸗ 
jeſtät den König iſt bis jetzt nicht zu der erbetenen Audienz verſtattet. 
Ueber den Verlauf der Angelegenheit erfährt man, daß ſowohl dem 
Ober⸗Bürgermeiſter Seydel als dem Stadtverordneten⸗Collegium alle 
weiteren Schritte in der eingeſchlagenen Richtung unterſagt worden ſind. 
Herr Seydel ſoll gegen die ihm gewordene Weiſung remonſtrirt ha⸗ 
ben und iſt man in der Stadt auf ein ſehr energiſches Vorgehen der 
Staats⸗Regierung gegen die ſtädtiſchen Behörden gefaßt. Nach der 
Städte⸗Ordnung iſt eine Suſpenſton des Ober⸗Bürgermeiſters in dis⸗ 
ciplinariſchem Wege zuläſſig. (Vergl. die obige Bekanntmachung des 
Miniſters des Innern.) 

[Was in den letzten Tagen von dem Erlaß fernerer 
Sicherbeitsgeſetze verlautete, ] reſumirt fi, fo weit es glaub⸗ 
würdig erſcheint, in Kürze dahin: Eine Verordnung zur Beſchränkung 
der Vereine und Verſammlungen iſt entworfen und genehmigt, die Publi⸗ 
kation bleibt aber ausgeſetzt, bis die Verhältniſſe ſie wünſchenswerth 
machen. Mit großer Wahrſcheinlichkeit iſt eine Verordnung zu erwar⸗ 
ten, durch welche die Diätenfrage geregelt und die Verpflichtung der zu 
Abgeordneten gewählten Beamten, die Koſten ihrer Stellvertretung zu 
tragen, feſtgeſtellt wird. Von dem Erlaß einer neuen Wahlordnung 
— darin flimmen die meiſt verbreiteten Meinungen überein — ſoll 
Abſtand genommen ſein. Unvorgeſehenes vorbehalten, iſt es jetzt ſelbſt 
nicht einmal mehr wahrſcheinlich, daß das Abgeordnetenhaus, wie frü⸗ 
her beabſichtigt wurde, im Spätherbſt aufgelöſt wird. Wir glauben 
viel eher, daß es für zweckmäßiger gehalten wird, den Landtag ſeiner⸗ 
zeit in der gegenwärtigen Zuſammenſetzung einzuberufen, ihn zu gele⸗ 
gener Zeit wieder zu ſchließen und fo die gegenwärtige Legislaturperiode 
ohne organiſche Eingriffe ablaufen zu laſſen. Natürlich iſt hierbei 
immer feſtzuhalten, daß innen oder außen Nichts einträte, wodurch 
andere Entschließungen nothwendig würden. (B.⸗ u. H. -Z.) 

[Auch im Schooße des Aelteſten⸗Collegiums der hieſi⸗ 
gen Kaufmannſchaft! waltet die Abſicht ob, ſich mit einer Vor: 
ftellung an Se. Majrſtät den König zu wenden, und feine Bitten mit 
denen zu vereinigen, welche eine Beſeitigung des gegenwärtigen Zu⸗ 
ſtandes anſtreben. Wahrſcheinlich wird über dieſe Vorſtellung in einer 
heute Abend ſtattſindenden Verſammlung verhandelt reſp. beſchloſſen 
werden. 

[Die potsdamer Regierung gegen den berliner Magi⸗ 
ſtrat.] Die „Nord. Allg. Ztg.“ ſchreibt: „Die Regierung zu Pots⸗ 
dam hatte, wie wir hören, bald nach dem Bekanntwerden des unge: 
ſetzlichen Beſchluſſes der hiefigen Stadtverordueten vom Aten d. Mts. 
eine Verfügung an den hieſigen Magistrat gerichtet, um denſelben von 
der Theilnahme an der beabſichtigten Entſendung einer Deputation an 
Se. Majeſtät den König zurückzuhalten. Da inzwiſchen der Beitritt 
des Magistrats zum Beſchluſſe der Stadtverordneten im Widerſpruch 


Expedition Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Unftalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Dinstag, den 9. Juni 1863. 


mit den ausdrücklichen und unzweideutigen Beſtimmungen der $$ 35 
und 56 (der Städteordnung vom 31. Mai 1853) bereits erfolgt war, 
ſo hat die Regierung zu Potsdam in einer weiteren Verfügung das 
Verhalten des Magiſtrats gemißbilligt, die Ausführung des ges 
faßten Beſchluſſes auf Grund des § 77 der Städteordnung unter⸗ 
ſagt und ein eventuelles weiteres Einſchreiten in Ausſicht ge⸗ 
ſtellt. Der Magiſtrat hat, wie verlautet, um die allgemeinen politi⸗ 
ſchen Fragen, um die es ſich handelt, unter dem Vorwande als 
„Gemeinde⸗Angelegenheit“ behandeln zu dürfen, vorgegeben, daß die 
möglichen Mitwirkungen der betreffenden Maßnahmen der Regierung 
die Intereſſen der Stadt Berlin mitberühren. Es liegt auf der Hand, 
daß durch eine ſolche Auslegung die geſetzliche Vorſchrift des § 35 J. J., 
nach welcher die Stadtoerordneten über andere, als Gemeinde⸗Angele · 
genheiten nur dann berathen dürfen, wenn dieſe ihnen beſonders zuge⸗ 
wieſen ſind, vollſtändig beſeitigt wird, da es kaum eine wichtigere 
allgemeine Maßregel der Regierung geben wird, welche nicht eine 
Rückwirkung auf die Intereſſen der Stadt Berlin üben könnte“. 

[Der Regierungs⸗Aſſeſſor von Pannewitz] Die „Nordd. R 
Zig.“ ſchreibt: Das Bolizei-Präfivium hatte betanntlih unterm 30. v. 2 
in einer öffentlichen Bekanntmachung die Befürchtung ausgeſprochen, daß 
dem Regierungs⸗Aſſeſſor von Pannewitz, welcher ſeit dem 23. v. M. von 
Berlin abweſend war, ohne daß über ſeinen Verbleib Näheres bekannt 
wurde, ein Unglück widerfahren ſei. Wir ſind ermächtigt, ſein Ableben lei⸗ 
der als feſtgeſtellt bezeichnen zu können. Jene Bekanntmachung hatte in der 
That den günſtigen Erfolg, den Weg zu ermitteln, welchen der Vermißte 
genommen, und ſchließlich erhielt man von Prag aus die Nachricht, daß fern 
von der Stadt die Leiche eines Mannes gefunden worden, welche in Bellei⸗ 
dung und anderen Merkmalen mit der in der Bekanntmachung enthaltenen 
Perſonalbeſchreibung übereinſtimme. Der Beamte, welcher der Spur des 
Vermißten gefolgt war, begab ſich nach Prag. Die Leiche war nach erfolg ⸗ 
ter Section bereits beerdigt. Er ließ dieſelbe ausgraben und gewann leider 
die Ueberzeugung, daß er die Leiche des vermißten Herrn von . 
gefunden habe. Ein Schuß durch das Herz hatte dem Leben deſſelben ein 
Ende gemacht. 

Welche Umſtände zu dieſem unglücklichen Ereigniß geführt haben, iſt bis 
zu dieſem V. unaufgeklärt. Der Entſeelte hatte ſich ohne Urlaub 
am Pfingſtheiligenabend entfernt. . Freunden hatte er nur angedeu- 
tet, er mache eine kurze Pfingſtreiſe. Erſt am folgenden Mittwoch wurde 
dem Polizei Präſidenten ein in der Wohnung zurüdgebliebener Brief ge 
ftellt, worin Herr von Pannewitz anzeigt, daß eine Ehrenſache mit ei 
Ausländer, welche auf neutralem Gebiete erledigt werden follte, ihn in 
gen habe, Berlin zu verlaſſen. Wenn der Brief eingebe, jo habe 3 
Geſchick ereilt. Ein anderer in der Wohnung vorgefundener Brief, 
welcher an einen der nächſten Angehörigen gerichtet iſt, drückt ſich po un g 
ſtimmt über das Vorhaben eines Zweikampfs aus, enthält jedoch die 2 
kung, er glaube, daß ihn diesmal das Geſchick ereilen werde, er würde wort⸗ 
brüchig werden, wenn er ſich genauer erklären wollte. Die Umſtände, 3 — 
welchen die Leiche gefunden, laſſen auf eine Selbſtentleibung ſchließen. 
und die Thatſache, daß der Verſtorbene ſeinem Charakter nach, zwar nicht 
mittheilſam, aber wahrheitsliebend war, daß alſo die erwähnten Aeußerungen 
der Briefe Glauben verdienen, ferner, daß Herr v. Pannewitz in Dingen der 
Ehre jederzeit ſehr tele und firenge Gründſätze hatte, 15 mehreren ſeiner 
zahlreichen Freunde Anlaß geweſen, zu vermutben, daß hier der Fall jener 
entſetzlichen Art des Duells vorliege, wo beide Theile dem Würfel die Ent⸗ 
ſcheidung überlaſſen, welcher von ihnen ſich dem Tode zu überliefern babe, 


Und dennoch verliert dieſe Meinung an Glauben, wenn man vern 
Keiner von Allen, welche mit ihm in befreundetem und täglichem r 
ſtanden, einen Vorgang auch nur von Hörenjagen — . € 4 
welcher zur Grundlage für die Vermuthung eines Ehrenhandels mit einem 
Andern dienen könnte. Eben fo wenig läßt ſich auf irgend eine beſtimmte 
Perſon als Gegner ſchließen. Man forſcht aber wiederum N 
nach Thatumſtänden, welche es wenigſtens erklärlich machen könnten, de 

der Verſtorbene jelbit Sm an ſich ‚gelegt. Bis zu den letzten Stunden 
feines Aufenthalts in Berlin war keine Spur einer ernſten Gemüthsbhewe⸗ 
gung. Seinen Dienſtgeſchäften hat er in gewohnter Art bis in die ipäte 
Nachmittagsſtunde obgelegen. Niemand hat Auffälliges an ihm b 

Eben ſo wenig iſt ein ihn nahe berührendes en fun bekannt, welches als 
Beweggrund fur die unheilvolle Handlung gelten könnte. Der che 
hat die Ermittlung feines Verbleibs dadurch zu vereiteln geſucht, daß er ſich 
vor dem Ableben der Paßkaxte entledigt hat, welche er mit ſich führte, und 
die ihm Eingang über die öſterreichiſche Grenze verſchaffte. Man fand bei 
ihm nur die Reiſegelder, ſonſt aber kein Schriftſtück oder anderes erkmal, 
welches die dortigen Behörden hätte auf die Feſtſtellung ſeiner A 
Verhältniſſe führen können. Der traurige Akt ſcheint in kalter Ueberlegung 
und feſter Ueberzeugung der Nothwendigkeit vollzogen zu fein. Wohl würde 
es für die Angehörigen des Verunglückten von hohem Werthe fein, wenn 
dasjenige zur Kenntniß des Polizeipräſidii gebracht würde, was zur Auftlä⸗ 
rung dieſes ebenſo unglücklichen wie räthſelhaften Vorfalls dienen könnte. 
Oft führen anſcheinend unbedeutende Thatſachen zu Aufihlüfien. Das Po⸗ 
lizeipräſidium wird jede Mittheilung ſorgfältig zur Erörterung ſtellen.“ 


Barmen, 7. Juni. [(„Barmer Ztg.“] An der Spitze der 
heutigen Nummer der „Barmer Zig.“ giebt ihr Redacteur Herr 
J. Dreßemann (gegen den Miniſter v. d. Heydt den bekannten Pro⸗ 


zeß verloren hat) die Erklärung ab, daß er in Kurzem die Redaction 
des Blattes niederlegen werde, da die Fortführung deſſelben unter den 
jetzgen Umſtänden mit feinen Grundſätzen nicht zu vereinigen ſei. 
Duisburg, 6. Juni. [Beſchlagnahme.] Ueber eine von 
den Herren Dr. F. A: Lange und Wilh. Schroers verfaßte Broſchüre: 
„Die Octroyirungen vom 1. Juni 1863“ wurde heute Mittag gleich 
nach Ueberreichung des Pflichtexemplars die polizeiliche Beſchlagnahme 
verhängt. Da der Druck des Schriftchens noch nicht begonnen hatte, 
fo konnte die Polizei nur einiger Corecturbogen habhaft werden. Ob⸗ 
gleich der § 29 des Preßgeſetzes den Staatsanwaltſchaften und deren 
Organen nur die Befugniß ertheilt, die zur Vervielfältigung von Druck⸗ 
ſchriften beſtimmten Platten und Formen vorläufig „mit Beſchlag zu 
belegen,“ fo hatte doch der Bürgermeister Schlegtendal den die Oßera⸗ 
tion vollziehenden Polizei⸗Commiſſar dahin inſtruirt, „die Auseinander⸗ 
legung des Satzes vornebmen zu laſſen.“ Wie wir vernehmen, wer⸗ 
den die Verfaſſer über dieſen Akt bei der königl. Staatsanwaltſchaft 


Klage erheben. . (Rh. 3.) 


uni. [Zur holſteiniſchen Frage.] Aach einem 
weiteren Meinungsaustauſch unter den Bundesgliedern iſt es, wenn ich recht 
unterrichtet bin, wahrſcheinſich geworden, von Seiten der vereinigten helſtei⸗ 
niſchen Ausſchüſſe werde auf den vormärzlihen Standpunkt, auf das tg 
zuſammen ungetbeilt” im Sinne von 1847 („ewig thosamen ongedeel 

lautet bekanntlich die uralte Deviſe), und auf eine ausdrückliche rung 
ür die Auguſtenburgiſche Erbfolge nicht zurüdgegangen werden. Einer 
enen des Bundes in dieſem Sinne follen ſich unäberwindliche oder doch 
nur ſchwer überfteigbare Hinderniſſe diplomatiſcher, beziehungsweiſe ſtaats⸗ 
ace und völterrechllicher Natur entgegengeſtellt haben. Eines Bier 
Bedenken ſcheint zu bafiren auf der Unterzeichnung des londoner Protokolls 
und zwar trotz des theoretiſch gar 
Oeſterreich und Preu 


Frankfurt, 2. 


durch die Cabinete von Wien und Berlin, 
nicht beſtrittenen Satzes, daß die „Bundesglieder “ Preußen 
durch jene Unterzeichnung in nichts gebunden ſind. Ein wirklich * 
Vorgehen der Bundesverſammlung iſt indeß nicht mehr A as 
menklich follen, wie man erzählt, die verſchiedenen Inſtructionsertheilungen, 
welche Herr v. Spdow von Herrn v. Bismarck empfängt, fortwährend ſchr 
energiſch, um nicht zu ſagen kriegeriſch, lauten. 


* 


ren Zollvereinsſtaaten. Preußen 


Beſtand des 


München, 4. Juni. [Die preußiſche Erklärung in der 
Zolleonferenz!] Nachſtehend theilen wir die Erklärung des preußi⸗ 
ſchen Bevollmächtigten auf der Generalconferenz hierſelbſt mit, welche 
die Antwort auf die baieriſche Denkſchrift vom 25. April d. J. bildet. 
Dieſelbe lautet: 

- Die von der k. baieriſchen Regierung für die Berathung auf der Ge: 
neralconferenz vorgelegte Denkſchrift vom 25. April d. J., betreffend die 
Zollpropoſitionen der k. k. öſterreichiſchen Regierung vom 10. Juli v. J. iſt 
auch preußiſcherſeits ein Gegenſtand ſorgſ imer Erwägung geweſen. Die 
reußiſche Regierung erkennt im Einverſtändniß mit der k. baieriſchen den 
uſammenhang, in welchem die durch die Denkſchrift zur Berathung ge⸗ 
ellte Frage mit der Frage wegen der Erneuerung des Zollpereins ſteht. 
Sie hat ſich indeß auch nach wiederholter Prüfung von der Auffaſſung nicht 
losſagen können, daß die Sicherung des Zollvereins als die Vorausſetzung 
fr die Verhandlungen mit Oeſterreich anzuſehen iſt. So lange noch Zwei⸗ 
el darüber beſtehen, ob und in welchem Umfange das Fortbeſtehen des 
Zollvereins über das Jahr 1865 hinaus geſichert iſt, fehlt es an der noth⸗ 
nn Grundlage für eine gedeihliche Berathung mit der k. k. öſterreichi⸗ 
ſchen Regierun Preußen ſpricht es mit aufrichtiger Ueberzeugung aus, 
daß ihm die Pflege und Ausbildung der handelspolitiſchen Beziehungen zu 
dem Kaiſerſtaate nicht minder am 11 liegt, als irgend einem der ande⸗ 
iſt ſtets fern davon geweſen, ſich den im 

Vertrage vom 19. Februar 1853 vorgeſehenen Verhandlungen mit der ihm 
verbündeten und befreundeten Macht grundſätzlich entziehen zu wollen, viel⸗ 
mehr zum Eintritt in dieſelben an den dazu im Vertrage in Ausſicht ge⸗ 
ſtellten Terminen bereit geweſen. Dagegen kann die preußiſche Regierung 
nicht glauben, daß im gegenwärtigen Zeitpunkte von ſolchen Verhandlungen 
ein Erfolg zu erwarten ſtehe. Sollen dieſelben, wie die k. baier. Denkſchrift 
in einigen Punkten anzudeuten ſcheint, ſich zunächſt nur in allgemeinen Ge⸗ 
chtspunkten bewegen, ſo wird damit dem Ziele nicht näher getreten. So⸗ 
ald aber beitimmtere Reſultate ins Auge gefaßt werden ſollen, wird ſich 
immer die Nothwendigkeit herausſtellen, zuvor über den künftigen Beſtand 
des Zollvereins iu Klarheit zu gelangen. Dieſes Bedürfniß ſteht alſo auch 


in Beziehung auf die Degelung des Verhältniſſes zu Oeſterreich im Vorder: 


grunde. Die preußiſche Regierung glaubt nicht erſt von Neuem verſichern 
u ſollen, daß fie von dem Wunſche geleitet wird, den Zollverein mit den 


I verbündeten Staaten fortzuſetzen. Die feel eg des Vereins unter | 700 


ufrechthaltung des mit Frankreich geſchloſſenen Vertrags und die Rege⸗ 


lung der Verhältniſſe des in ſeinem Fortbeſtande geſicherten Zollvereins zu 


dem öſterreichiſchen Kaiſerſtaate iſt und bleibt das Ziel ihrer Beſtrebungen. 
Um dieſem Ziele näher zu treten, erklärt die preußiſche Regierung hiermit 
ausdrücklich, daß fie die Einleitungen zu den Berathungen wegen der Fort 
fesuna des Zollvereins alsbald nach dem Schluſſe der gegenwärtigen Con: 
erenz treffen, und daß fie in demſelben Augenblicke, in welchem der künftige 
ollvereins als geſichert anzuſehen iſt, ſich den Verhandlungen 
mit der k. k. öſterreichiſchen Regierung zuwenden und ihrerſeits nichts uns 
terlaſſen wird, um die gegenfeitigen Beziehungen zwiſchen dem Vereine und 
Oeſterreich über das Jahr 1865 hinaus den beiderſeitigen Intereſſen ent⸗ 
ſprechend zu regeln. Aus Vorſtehendem ergiebt ſich, daß die preußiſche Re⸗ 


\ — von einer Berathung auf 3 der k. baieriſchen Denkſchrift 
3 


ur Zeit ein Reſultat nicht zu verſprechen vermag; fie kann deshalb 
nur dafür ſtimmen, von dieſer Berathung auf der gegenmärtigen Conferen 


E Dagegen hofft ſie zuverſichtlich, daß die geſammten obwaltenden 


wierigkeiten in der Reihenfolge, welche durch die Natur der Sache gebo⸗ 
ten erſcheint, ſich pur allſeitigen Befriedigung durch die von ihr in Ausſicht 
geſtellten Verhandlungen über Fortſetzung des Zollvereins löfen werden, 
und erklärt ſich gern im Voraus bereit, die Wünſche zu berückſichtigen, 
welche wegen Herbeiführung dieſer Verhandlungen nach dem Schluſſe der 
Generalconferenz von anderen Seiten etwa geäußert werden ſollten.“ 

Gotha, 4. Mai. [Reife des Herzogs.] Der Herzog wird 


von Koburg aus in den nächſten Tagen eine Reiſe unternehmen, welche 


als Zeichen einer gewiſſen Wendung in ſeiner politiſchen Stellung be⸗ 
trachtet werden daif. Es gilt nämlich einem Beſuch am kaiſerlichen 
Hofe zu Wien, zu dem die perfönlihen Beziehungen des Herzogs bis⸗ 
her ziemlich kühl waren. (Südd. Z.) 

Dresden, 5. Juni. [Handelsvertrag mit Rußland.] 


Die hieſige Handelskammer hat in Foige der Aufforderung des ſtändi⸗ 


gen Ausſchuſſes des deutſchen Handelstages über den Abſchluß eines 
Handelsvertrages mit Rußland folgendes Gutachten erſtattet: 

„Die dresdner Handelskammer findet den Abſchluß eines Handelsver⸗ 
trages mit moͤglichſter Erniedrigung des Tarifs Ben dem Zollverein und 
Rußland durchaus im Intereſſe des beiderſeitigen Verkehrs um fo mehr, 
als nach der Richtung der vorwiegend vertretenen Induſtriezweige beide Ver⸗ 
kehrsgebiete nur wenig concurriren, ſondern ſich weit eher ergänzen. Für 
den Fall jedoch, daß Rußland im Intereſſe ſeiner Finanzen von dem Schutz⸗ 
zollſyſtem nicht ſoweit zurücktreten wollte und könnte, als es im Intereſſe 
der Zollvereinsinduſtrie wünſchenswerth iſt, legt die Kammer neben einer 
mäßigen Reduction einen ganz beſondern Werth auf die Vereinfachung des 
Tarifs, auf erleichternde Beſtimmungen bhinſichtlich der Zollabfertigung, auf 
Verbeſſerung der ruſſiſchen Geſetzgebung für den Aufenthalt und das Reiſen, 
fo wie für die Kreditverhältniſſe der Ausländer, auf ſtrenge Beaufſichtigun 
der Zollbeamten, wie überhaupt auf Erleichterung der gegenwärtig im All⸗ 
gemeinen noch ziemlich ſchwierigen Verkehrsverhältniſſe.“ 


Schweiz. 

Zürich. [Die Polenſache,] welche in der Schweiz fo viel 
Theilnahme findet, hat kürzlich wieder einen Schritt weiter gemacht. 
Es waren in Zürich zwei Abgeordnete der polniſchen National-⸗Regie⸗ 
rung eingetroffen, um mit dem Central⸗Comite Rückſprache zu nehmen 
über die zweckmäßigſten Mittel, den polniſchen Aufſtand zu unterſtützen. 
Sie drückten die Wünſche ihrer Regierung aus und deren Dank für 
die zahlreichen Beweiſe der Sympathie der Schweiz fuͤr Polen. Die 
Herren Abgeordneten beſuchten verſchiedene Polen-Comite's und erfreu⸗ 
ten ſich eines herzlichen Empfanges; ſie wohnten noch den 25. Mai, in 
Olten, der Sitzung der Vertreter der Polen⸗Comite's in der Schweiz bei. 


Italien. 

Turin, 4. Juni. [Türr. — Verſchwundener Redacteur.] 
Der General Türr kommt nach Italien zurück. Es iſt nicht wahr, 
daß ſich ihm andere Offiziere, die im italieniſchen Dienſte ſtehen, ange⸗ 
ſchloſſen haben. — Dem „Avenir“ in Neapel ſchreibt man aus Sa⸗ 
lerno, die ganze Stadt ſei in der größten Unruhe. Louis Bonaparte, 
Director des Journals „Il Salernitano“ iſt verſchwunden und man 


vermuthet, daß er von den Briganten, die man ſeit einiger Zeit in 


der Umgegend von Salerno bemerkt hat, entführt worden iſt. 


5 r 

E. C. London, 4. Juni. eber die franzöſiſchen Wahlen] 
ſchreibt die Times: „Ein harter Schlag iſt gegen einen Günſtling des 
Glücks geführt worden. Paris, das wie ein Bienenſchwarm wimmelnde, 
lebhafte Paris, hat, während es den aka welche die Tagesmode 
mit ſich bringt, wie immer nachjagte, während ſich auf den breiten Boule⸗ 
vards wie immer lebensluſtige Menſchen herumtrieben, während mit der 
Geſchwindigkeit eines Bühnen⸗Effectes ringsum neue Prachtbauten aufſtie⸗ 
en und während die gange Einwohnerſchaft blos den für ſie geicafienen 
0 — — 

ermuthe 


wort zu ſicher, hat er ſich eine vorwitzige 
dt ausgeblieben. Paris hat unter 


Wenn es ſich gezeigt Bert 


— 


1332 
durch den Miniſter machten ihn in dieſem ſchlechtgewählten Augenblicke ver⸗ 
haßt; ſeine ſelbſt dem armen literariſchen Spaßvogel Chariva nl ir 
genen Communique3 machten ibn lächerlich. Durch feine an die Wähler 
gerichteten zudringlichen Vorſchriften ward er beleidigend, und ſeine Aus⸗ 
wahl der Candidaten flößte Verachtung ein. Das iſt nicht die Manier, mir 
einem Volke wie das franzöſiſche umzugehen. Ein gewandterer Mann würde 
die volksthümlichen Candidaten aboptirt und verkündet haben, daß es del 
Wunſch des Kaiſers ſei, alle Anſichten in feinem Parlament vertreten zu 
ſehen; allein es gehörte nur ein mäßiger Grad von Schlauheit dazu, um 
zu begreifen, daß, wenn auch nicht der Augenblick der Redefreiheit für Alle, 
doch jedenfalls der Augenblick zum Schweigen für Leute auf hohen Poſten 
da war. Hätte der Kaiſer die Oppoſitions ⸗Candidaten für das Kaiſerreich 
gewonnen, ſo hätte man einige Hoffnungen für eine Politik des Fortſchritts 
hegen dürfen; Herr v. Perſigny aber hat jene Leute mit Oſtentation in die 
Reihe der Oppoſition getrieben. Wir ſind neugierig darauf, welchen politiſchen 
. der Kaiſer zunächſt thun wird. Von welchem Geſichtspunkte aus 
wir die Sache auch betrachten mögen, es liegt eine ſehr ernſthafte Niederlage 
vor, und der Kaiſer muß ein einigermaßen bitteres Gefühl bei dem Gedan⸗ 
ken empfinden, daß gerade alles das, was die Niederlage zu einer ſo ſchlim⸗ 
men macht, durch die unverhüllte Parteinahme der Regierung und durch die 
der ee und den Uebermuth des kaiſerlichen Miniſters hervorgerufen wor⸗ 
en iſt.“ 

E. C. [Culturfortſchritt.] Bisher war es in aller Welt Sitte, daß 
von Seiten der Polizei bekannt gemacht wurde, dieſer oder jener Verbrecher 
oder Schwindler ſei im Lande erſchienen, und das Publikum möge auf ſeiner 
Hut ſein; heute kehrt ſich die Sache um, und die Anweſenheit der Polizei 
wird den Verbrechern (wenn auch nur politiſchen) in hieſigen Blättern durch 
Al. Herzen kundgethan, welcher alle hier ſich aufhaltenden 
ergebenſt davon in Kenntniß ſetzt, daß der ruſſiſche Stagtsrath von Kho⸗ 


tinski, eines der bedeutendſten Mitglieder der ruſſiſchen geheimen Polizei, in 


London angekommen ſei. 5 
[In der Rated am 3. Juni 
die zweite Leſung der Publie Houses Bill (Bi 0 
Wirthshäuſer von Sonnabend Abends um 11 Uhr bis Montag Morgens 
um 6). Er behauptet, das ganze Land wünſche dieſe Einſchränkung im den 
tereſſe der Sittlichkeit und des öffentlichen Anſtandes, ſo wie zum Beſten 
der arbeitenden Klaſſen; für die Maßregel ſeien über 4000 Petitionen mit 
000 Unterſchriften, gegen ſie nur 180 Petitionen mit 150,000 Unter⸗ 
ſchriften eingereicht worden. Er betheuert, daß er fi nicht durch bigotte 
Tendenzen beſtimmen laſſe, und durchaus nicht den Wunſch habe, die Frei⸗ 
heiten der arbeitenden Klaſſen zu beſchränken. Peaſe ſekundirt und legt 
beſonders Gewicht auf die Petitionen der Sonntags ⸗ Schullehrer, da dieſe 
mit den Gewohnheiten des Volkes und den ſchlimmen Folgen des beſtehen⸗ 
den Geſetzes genau bekannt ſeien. (Gegenwärtig ſind am Sonntage die 
Wirthshäuſer von 1—3 Uhr Nachmittags, und von 5—11 Uhr Abends 
offen.) Martin beantragt, daß man der Trunkſucht durch geſetzlichen Zwang 
nicht ſteuern könne. Lawſon kämpft mit allen Mitteln der Beredtſamkeit 
für den Geſetzentwurf, macht aber zuletzt das Zugeſtändniß, daß die Maß⸗ 
regel in großen Städten ſchwer durchgeführt werden könnte, und will daher 
u Gunſten von London und Weſtminſter eine Ausnahme machen laſſen. 
Bade, ſieht nicht ein, warum man der wenigen Trunkenbolde halber die 
Mehrzahl der mäßigen Leute um ihr Glas Bier am Sonntag bringen ſolle. 
Sir G. Grey (Miniſter des Innern) bemerkt, daß erſtens ein Geſetz wie das 
beabſichtigte nicht durchführbar wäre, zweitens, daß es die große Maſſe der 
arbeitenden Klaſſen ſchwer bedrücken, und eine heftige Reaktion gegen die 
jetzt beſtehenden heilſamen Einſchränkungen hervorrufen müßte. Er ſtimme 
egen die zweite Leſung einer Bill von ſo übereiltem und überſtürzendem 
harakter. Dieſe wird mit der großen Majorität von 278 gegen 103 Stim⸗ 


men verworfen. 
Belgien. 

Brüſſel, 6. Juni. [Das vielbeſprochene Duell zwiſchen 
dem Grafen Sigismund Wielopolski und dem Grafen 
Branicki] hat am Donnerſtag bei Spa ſtattgefunden. Seeundanten 
Wielopolski's waren Felix Halpert und Arnold Nierenski aus War⸗ 
ſchau, Zeugen Branidi’d Graf Comminges und Oberſt Kornienski aus 
Paris. Nachdem beide Gegner auf Diſtanz von 25 Schritt eine Kugel, 


beantragt Mr. Somes 


ohne getroffen zu werden, gewechſelt, erſchien der Polizeicommiſſar von] o. 


Spa und machte dem Duell durch Verhaftung der beiden Gegner wie 
ſämmtlicher Secundanten ein unblutiges komiſches Ende. £ 


Rußland. 
Unruhen in Polen. 

Krakau, 7. Juni. Dem heutigen „Czas“ zufolge ſoll im kami⸗ 
niecer Bezirke Podoliens am 2. und 3. d. ein Gefecht ſtattgefunden 
haben. In Litthauen ſollen die Inſurgenten bei Lukawiec ſiegreich ge⸗ 
kämpft und die Stadt Wilejka eingenommen haben. Nähere Details 
über dieſe Gefechte fehlen noch. 


tr Breslau, 9. Juni. [Wollebericht.] Wir haben über 
den Verlauf des heutigen Geſchäfts am Wollmarkte nur wenig mitzu⸗ 
theilen; das noch disponible ſehr beſchränkte Quantum wird in den 
Grenzen der geſtrigen Preisbewegung nach und nach aus dem Markt 
genommen, und hiermit dürfte derſelbe bis heut Abend vollſtändig ge⸗ 
räumt ſein. 


Meteoxologiſche Beobachtungen. 

Der Barometerſtand bei o Srd.] Sa⸗ Luft- Winde | 

in Pariſer Linien, die Tempera⸗ 81 Tempe⸗ richtung und 
tur der Luft nach Reaumur. rometer. | ratur. tärke. 


Breslau, 8. Juni 10 U. Ab.] 330,37 11.8] W. 1. | Bedeckt. Regen. 
9, Juni 6 U. Morg.] 331,54 [12,4] S. 1 Trübe. 


Breslau, 9. Juni. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 13 F. 10 8. U.⸗P. 1 F. — 3. 
Telegrapbiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 


Welter 


Paris, 8. Juni, Nachm. 3 Uhr. Die Spekulanten waren uneniſchloſ⸗] ! 


ſen. Die Rente eröffnete zu 69, 35, wich bis 69, 30 und ſchloß träge zur 
Notiz. Conſols von Mittags 12 Uhr waren 92 eingetroffen. — Schluß⸗ 
Courſe: 3proz, Rente 69, 35. Ital. öproz. Rente 73, 35. Ital. neueſte 
Anleihe 74, 15. Zprz. Spanier 51%. lyprz, Spanier —. Oeſterr. Staats⸗ 
Eiſenbahn⸗Aktien 465, —. Credit⸗mobilier⸗Aktien 1265, —. Lomb. Eiſen⸗ 
bahn⸗Aktien 575, —. . 
Wien, 8. Juni, Mittags 12 Uhr 30 Min. 
Metall. 75, 85 4 proz. Metall. 68, 
Aktien 791, —. Nordbahn 163, 60. 


Börſe feſt und ruhig. proz. 
1854er Looſe 95, — Bank⸗ 
Nat.⸗Anleihe 80 90. Creditaltien 


old —, — über ,„ . Böhmilche Meit: 
Lombardiſche Eiſenbahn 249, —. 


rankfurt a. M., 8. Juni, Nm. 2 Uhr © . Oeſterr. Effelten etwas 
matter und niedriger, Ludwigshafen⸗Bexbacher billiger. Böhm. Weſtbahn 72, 
Finn, Anleihe 90. — Schluß⸗Courſe: Lubwigshafen: Berbad 140%. 
Wiener Wechſel 105% Br Darmſt. Bankaktien 240 Br Darmſt. Zettelbant 
253. Sproz. Metalliq. 66%. 4% prz. Metall. 60%. 1854er Looſe 84, B. 
Oeſlerr National⸗Anleihe 70 Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Attien 217 B. 
Oeſterr. Bank⸗Antheile 836. Oeſterr. Credit⸗Aktien 201%. Neueſte diterr. 
Anleihe 83%. Oeſterr. Eliſabet⸗Babn 1314 B Rhein⸗Nahe⸗Bahn 33%, 
Mainz⸗Ludwigshafen Litt. A. 126 5. 

Hamburg, 8. Juni, Nachm. 2 Uhr 30 Minuten. Sehr flaue Börſe. 
Finnländiſche Anleihe 88%. — Schluß⸗Courſe: Nalional⸗Anleihe 71%. 
Oeſterreich Credit⸗Aktien 85. Vereinsbank 104. Norddeutſche Bank 105% 
Rheiniſche 99. Nordbahn 63%, Disconto — Wien —, —. Peters⸗ 


burg —. 

Hamburg, 8. Juni [Getreidemarkt.] Weizen loco und ab aus: 
wärts unverändert, doch ruhig. Roggen loco feſt, ab auswärts ruhig, ab 
Danzig pr. pet niedriger zu 74%, pr. Sept.⸗Okt. zu 76—75% Thlr. zu 
haben. Gel geſchäftslos, pr. Otibr. 29% gehalten. Kaffee feit, verkauft 
4000 Sack loco, darunter 3000 Sack zu 7—8% . Zink loco 500 Ctr. 
pr. Sept.⸗Oktbr., 1000 Ctr. zu 11 Mk. 7 Sch. verkauft. 

Liverpool, 8. Juni. [Baumwolle.] 4000 Ballen Umſatz. 
Preiſe gegen vergangenen Freitag unverändert. 

London, 8 Juni. Getreivemartt (Schlußbericht) Engliſcher 
Weizen zu unveränderten Preiſen; fremder Weizen ruhig. Baltiſcher Wei⸗ 
jen einen Schilling, Hafer und amerikaniſches Mehl einen halben Schil⸗ 
ing niedriger. — Regenſchauer. 

Amſterdam, 8. Juni. Getreidemarkt (Schlußbericht'. Weizen 
unverändert. Roggen Juni 1 Rn niedriger, Oktober 1 Fl. höher, ſonſt 
unverändert. Raps September⸗Oktober 76. Rüböͤl Herbſt 43%, 


uſſen und Polen 


zur Schließung aller 


S 
* * 


uni. Von der heutigen Börfe iſt kaum etwas Weiteres 


Berlin, 8. 
i tal sloſe ört. Auch die 
zu ſagen, als da ſie zu den beinahe total geſchäftsloſen . —＋ 


Stimmung war weſenklich ungünſtiger. Alles vas zum 
war, blieb a ah Kaufaufträge waren nur im Ihmädjften Maße vors 
handen. Namentlich waren fait alle inländiſchen Effecten ſehr matt, für 
preußiſche Staatspapiere traten ſtarke Angebote auf Lieferung auf. Gehan⸗ 
delt wurde Manches in öſterreichiſchen Effecten, in deſſauer, darmſtädter und 
genfer Credit und in bergiſch⸗märkiſchen, anhalter und mecklenburger Eiſen⸗ 
bahnactien. Hin und wieder gingen auch in manchen andern Papieren 
Kleinigkeiten um, aber Alles zu herabgeſetzten Courſen, nur bei den ruſſi⸗ 
ſchen und polniſchen Papieren trat letzteres nicht ein. Der Geldmarkt war 
feſt, Disconto 3% %. (Bank: u. 9.3.) 

—— ———— AT TE RER NETSEBRECNEE EEE Ba EEE EEE 


Berliner Börse vom 8. Juni 1863. 


Fonds- und Geld-Oourse. Elsenbahn-Stamm-Aotlen. 
Freiw. Staats-Anl. . . 4 ½ 101% 6. Dividende pro 1861 1862 Ef. 
Staats-Anl. von 1859/56 10 ½ bz. Aachen-Düsseld.] 3% 3141314193 k. 
o , 5214 0 h, on Aachen. Mastrich 0 0 4 4% B 
dito 1854/44, 101 ½ bz. Amsterd.-Rottd 6° 100%, bz. 
dito 1855/41, 1101% bz Berg.-Märkische | 6%| 6% 4. |105%, ba. 
dito 1856144, 101% bz Berlin-Anhalt...! 8½ 844 147% ba 
dito 1857 4½ 101% bz. Berlin-Hamburg | 6 | 6%, 1201 
dito 18591414 101% ba. Berl.-Potsd.-Mg. II |14 4 180 bz. 
dito 185314 |98% ba. Berlin-Stettin...| 7 774,4 130, bz 
Staats-Schuldscheine. 3% 89%, bz Böhm. Westb...| — | — |5 72 bz. 
Präm.-Anl. v. 1856 . 3½ 128 G. Breslau-Freib. 6%| 8 [4 132½ bz. 
Berliner Stadt-Obl.. . 46 — Cöln-Minden....112% 112% ½ 177% bz. 
3 Kur- u. Neumärk.3½ 91 R. Cosel-Oderberg .| 0 4 63½ bz. 
Pommersche. . 3% 10206 dito St-Prior.| — | — 44193 B. 
) Posensche ....... 4 102% 6. dito dito — | — 6 90 
=} dito 3% . — Ludwigsh.-Bexb. 8 9 4 |lal B. 
/ dito neue 4 196% 6 Magd.-Halberst. |22%4|25%,|4 288 bz. 
(Schlesische 43 — — Magdb-Leipzig..|17 7 14 | — — 
3/ Kur- u. Neumärk. 4 99% bz Mgdb.-Wittenbg.| 1½ 1,814 |67% 4 4% bz 
(Pommersche. 4 * Mainz-Ludwigsh | 7 744 1125% bz 
5 |Posensche...... 4 [96% bz. Mecklenburger. 2%| 2%]4 |70 bz u. B 
@ (Preussische......4 8% bz. Neisse-Brieger..| 3½ 4% 192%, B 
3 Westph. u. Rhein. 4 8 % bz. Niedrschl.-Märk.| 44 91% etw. bz 
5 [ Sächsisthe. ....»- 4 99 6 Niedrschl. Zwgb.| 1½ % 4 |66', B. 
= Schlesische ......4 199% B. Nord., Fr.-Wilh.| 3 | — 4 164% u. 1 
Louisd'or 109%, 6. | Oest.Bankn. 90%, bz. Oberschles. A. . 203% 17% a 187 bs. 
Goldkronen 9. 61, G. Poln.Bankn.— — — dito 72,11043)3%, 1141 u 
dito C. 71013/1857 & 157 bz 
Ausländische Fonds. Oestr. Fr. St.-B..| 674) — 6 |120%, # 120 bz. 
Oesterr. Metalliques. 5 68 , ba u. B. Oest. südl. St.-B.| 84 — |5 180 a 160% be». 
dito Nat.-Anl. . . 5 12%, G Oppeln-Tarn. 2414 65% bz. 
dito Lott.-A. v. 60.5 88% bz. u B ein ische 5 — 4 101 bz 
dito S4er Pr.-Anl. 4 87 B. dito Stamm-Pr.| 5 — 4 1108 . 
dito Eisenb.-IL. .. — 50% G. Rhein-Nahebahn 0 — 4 |31% B. 
Russ. Engl. Anl. 1825 92½ B. Rhr.Crf.K.Gldb..| 371 4% ½97½ K. 
dito 4½% Anl. . 2 — Stargard-Posen 46 3% 107 bz. 
dito Poln. Sch.-Obl. 4 80½ etw. bz Thüringer 6% 7% 1127 B. 
Poln. Pfäbr. ......»» 4 


dito ill. Em. 4 %, bz.u.B. 
n Bank- und Industrie-Paplere. 
rer Preuss. Bank-A. | 45, 6% 4% 126 ba. 


i ä — 1231, @. 
ei 40 "hr. ie 56% bz. Berl.Kassen-Ver.| ii 5414 117%, G 
Baden. 38 Fl. Loose.|— |31%, B. ee + Ar 
* 7 
Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. || Posener „ 511511 0% 5 
Berg.-Märkische ..... 4 — — — Magdeburger „ 4% 47504 a 
dito 11./41,/100%, B. Braunschweiger | 4 4 |4 a etw. bz 
dito IV. 4½ 100% B. Weimar „4 5 4 90% @ 
dito III. v. St.3½ 6.08 1010 0 Gothaer „145 70 1 191% 
Cöln-Minden . lol), 6. Geraer 2 1 7% 8½% Kigkt. ba 
dito 1 103% B Thüringer „2 3 4 169%, B. 
dito 4 940 B. Hamb. Nordd. B. 5 6 /4 105 B. 
dito III. 4 94½ B. „ Vereins-B. HR 644 103 6. 
dito 4½% 100 % B Hannoversche, 4½ 5 1 9 * 8. 
di ıv./4 92½ B. Bremer „ 515 f 108% 5 Klekt ba 
cos Nerd (win, 112 B. Luxemburger 10 10 4 108 B 
dito 407% B Darmst. Zettelb.| 85 | 9 |4 |101% B. 
Niederschl.-Märk. ...|4 8 B. — 
dito conv. 4 98 B Darmst.Credb.A.| 5 6½ 4 95% bz u G. 
dito III. 4 97 U. Leipz. Cradb. A.| 3 3½ 88 B 
dito IV. 4% 101 B Meininger „6 IT 4 196% bau. 6 
Niederschl. Zweigb. —— — Coburger „3 8 4 |9 etw. bz 
Lit. GG. 5 100% @ Dessauer „ 0 % 4 |6 mehr bz 
Oberschles. 4. 4 15 B Oesterreich. „ 7% | 845 86%, bz 
ß B. 3% Genfer „12 1-4 156% da u. 
dito O. u. D. 4 .|96% B. Moldauer Lda.-B.| 1, 1801 3514 be. 
dito . 3 ½% 184%, etw.bz.u.B || Disc.-Com.-Ant. | 6 | 71,4 0% % b 
dito F. Q. 4½% 100% be. Berl. Hand.-Ges.| 5 9 4 108 B. 
at.- Franz.. 3 275 etw 276 bz || Schl. Bank.-Ver.| 6 |6 |4 101 etw. be. 
Oest. südl. St.-B.....|3 264 bz. u. G. — 
Rhein. v. St. gar. 44 — Miner ra 0 — 6 134 8. 
Rhein-Nahe-B. gar... 16. 100%, ba. Fbr.v.Eisenbbät.| 54 |.— s 103% B 


Tblr. bez, Aug-Septbr. 48 Thlr. den, Septbr.:Dlibr, 48 hl, 
bez. und Br., % Thlr. Gld., Oktbr. Nov. 8—-4—% T . bez. — Buche 
afer oco — 


große und Heine, 32—39 Thlr. pr. 1750 Bio, — 


tus does ohne Faß 15 ½ — , Thlr. 
Pace 15 % Thlr. bez. und Br., % 
4 


Thlr. bez. und Gld, % Thlr. Br. 

Weizen behauptet. Roggen in loco weniger offerirt und wird vorkom⸗ 
mend beſſer bezahlt. In ſchwimmender Waare zu höheren Preiſen ziemlich 
lebhafter Handel. Termine ſetzten heute die vorgeſtrige ſteigende Tendenz 
unverändert fort, indem ſich den zahlreichen Kaufordres abe Abgeber 
zurüdhielten. Gekündigt 2000 Ctur. Hafer Termine höher. Gekündigt 

800 Ctnr. 5 Rüböl bewegte ſich das Geſchäft in den engſten Grenzen. 
Bei gleicher Zurückhaltung der Käufer ſo wie Verkäufer, erfuhren Preiſe 
für alle Termine keine weſentliche Aenderung. Spiritus bleibt fortdauernd 
überwiegend gefragt und beſonders find ſpätere Termine zur Speculation 
beachtet und merklich höher bezahlt; nahe Termine theilten den Auſſchwung 
nicht ganz. Gekündigt 70,000 Quart. 


9 Breslau, 9. Juni. Wind: Weit. Wetter: ſchwül. Thermometer 
Früh 12° Wärme. Die Zufuhren und Angebote von Getreide erhalten ſich 
nur beſchränkt, der Geſchäftsverkehr bleibt belanglos. 

Weizen ſehr wenig angeboten; pr. 8öpfd. weißer 63 — 77 Sgr., gelber 
6375 dir, feinſte Sorten über Notiz bezahlt. — Roggen feſt und mehr⸗ 
feitig höher bezahlt; pr. Sapfd. 50 —53 Sgr., feinſter 54 Sgr. — Gerſte 
matt; pr. 70pfd. weiße 39 —40 Sgr., gelbe 35—38 Sgr. — Hafer preis⸗ 
haltend; pr. 50pfd. 26—28 Sgr. — Erbſen, wenig begehrt; 41—52 Sgr. 
— Wicken und Oelſaaten ohne Angebot. — Bohnen beachtet. — 
Schlaglein ſchwach gefragt. — Lupinen bei ſchwachem Angebote gefragt. 
— Rapskuchen vernachläſſigt; 48—51 Sgr. pr. Ctr. 


Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Schff. 
Weißer Weizen 66 —74—78 Wic ken 32—38—42 
Gelber Weizen 66—72—75 Sgr. pr. Bea 
Roggen Schlagskeinfaat .... 1 190—200 
Ge Winter⸗Aaps . — 
8 er Winter⸗Rübſen — — —— 
N 41—45 52 Sommer⸗Rübſen.— — — — 
artoffeln pr. Sad à 150 Pfd. netto 18— 22 Sgr. 
Vor der Börſe. 
Rohes Rübdl pr. Ctr. loco 16 Thlr., pr. Juni 15% Thlr., pr. Herbſt 
14% Thlr. — Spiritus pr. 100 Quart A 80 % Tralles loco 15%, Thlr., 


Juni 15 Thlr., Auguſt⸗September 15% Thlr. 


— . . 7 EEE) 
Flügel und Pianinos 
Perm. Ind.⸗Ausſtellung, Ring 15, 1. Etage. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Stein. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


